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Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat die EU-Ratspräsidentschaft in einer kritischen Zeit übernommen. Das 
gilt jenseits der direkten makroökonomischen Folgen der Corona-Krise auch für die Handelspo-
litik der EU. Gerade für Deutschland mit seiner exportorientierten Wirtschaft sind die Weichen-
stellungen entscheidend, die aktuell getroffen oder eingeleitet werden. Die EU sollte sich in ei-
nem geopolitisch schwierigeren internationalen Umfeld strategischer und robuster aufstellen.  
 
China ist inzwischen Deutschlands wichtigster Handelspartner und steht aus Sicht der EU auf 
Rang 2. Doch drohen für Europa möglicherweise Wohlfahrtsverluste, wenn China gerade auch 
durch einen forcierten Technologietransfer schnell aufholt und trotzdem die chinesischen Wett-
bewerbsverzerrungen bestehen bleiben und deren globale Auswirkungen weiter zunehmen. In 
China, auf Drittmärkten und schließlich auch in der EU drohen hoch subventionierte chinesische 
Firmen, effizienten europäischen Unternehmen immer mehr Marktanteile zu nehmen und sie 
möglicherweise sogar aus dem Markt zu drängen. Bislang sind Verhandlungen mit China – sei es 
multilateral oder bilateral – hier nicht zu greifbaren Ergebnissen gekommen. Die Strategie der 
Bundesregierung bestand lange Zeit darin, auf Kooperation und Wandel durch Handel zu setzen.  
 
Inzwischen ist es an der Zeit, diesen Ansatz zu ändern. Daher sollte die Bundesregierung – 
auch in ihrer Rolle als EU-Ratspräsidentschaft – den Druck auf China deutlich weiter erhöhen, 
um über Verhandlungen die chinesischen Wettbewerbsverzerrungen einhegen zu können: 
 

◼ Deutschland und die EU sollten sich in der Handels- und Investitionspolitik robuster und 
selbstbewusster aufstellen und die Wirtschaftskraft des Binnenmarktes stärker nutzen, 
um China doch noch zu Zugeständnissen zu bringen. 

◼ Zusätzlich zu den bisherigen multi- und bilateralen Wegen sollte die EU handelspolitisch 
auch unilateral noch stärker agieren, anders als die USA allerdings innerhalb der WTO-
Regeln. Neben mehr WTO-Klagen gegen chinesische Wettbewerbsverzerrungen geht es 
vor allem um eine stärkere Nutzung bestehender Handelsschutzinstrumente (u. a. durch 
erleichterte Nutzungsmöglichkeiten gerade für KMU). 

◼ Zudem sollte die EU ihre Schutzinstrumente erweitern, vor allem durch ein Anti-Subven-
tionsinstrument für den EU-Markt und ein Instrument zur Begrenzung des Marktzugangs 
bei öffentlichen Ausschreibungen für Drittländer mit geschlossenen Märkten. Die Bundes-
regierung sollte entsprechende Initiativen der Kommission mit Nachdruck unterstützen.  
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1 Status quo der Handelsbeziehungen zu China 

China ist mit einem Anteil von 13,8 Prozent nach den USA (15,2 Prozent) der zweitwichtigste 
Partner der Europäischen Union (EU) im Warenhandel – bei einem bilateralen Transaktionsvo-
lumen von beachtlichen rund 560 Milliarden Euro im Jahr 2019. Auf der Importseite steht China 
sogar mit großem Abstand auf Rang 1 mit einem Anteil von 18,7 Prozent, dagegen beträgt sein 
exportseitiger Anteil nur 9,3 Prozent. Dahinter steht ein großes Handelsbilanzdefizit von 164 
Milliarden Euro. Aus deutscher Sicht ist China inzwischen der wichtigste Handelspartner. Bei den 
Einfuhren ist es ebenfalls das wichtigste Herkunftsland mit einem Anteil von 10 Prozent im Jahr 
2019. Auf der Exportseite rangiert China mit einem Anteil von rund 7,2 Prozent an den Waren-
ausfuhren dagegen nur auf dem dritten Rang. Die exportseitige Abhängigkeit von China ist damit 
moderat, gehen doch aufgrund der breiten Diversifizierung bei den deutschen Exportpartnern 
knapp 93 Prozent der Ausfuhren in andere Länder. 
 

 
Letztlich ist mit Blick auf die Frage nach der Abhängigkeit vom Absatz in China entscheidend, 
wie viel Wertschöpfung und Beschäftigung in Deutschland von Exporten nach China abhängen, 
sei es direkt oder indirekt auf Vorleistungsstufen. Die deutschen Wertschöpfungsexporte nach 
China sind zwar seit 2005 deutlich gestiegen, doch stehen sie auch weiterhin für nur rund 3 Pro-
zent der deutschen Wirtschaftsleistung insgesamt (Matthes, 2019). Auf Grundlage von OECD-

Abbildung 1-1: Beschäftigungsrelevanz der deutschen Exporte nach China 
Anteil der von Wertschöpfungsexporten nach China abhängigen Beschäftigten an der Gesamtbeschäftigung in Prozent 

 
Quellen: OECD (Trade in employment indicators); Institut der deutschen Wirtschaft 
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Daten lässt sich auch errechnen (Abbildung1-1), dass im Jahr 2015 (neuere Daten nicht verfüg-
bar) nur rund 2,3 Prozent der Arbeitsplätze in Deutschland direkt und indirekt vom Export nach 
China abhingen. Im Jahr 2005 waren es nur 0,8 Prozent. Seit 2015 sind die deutschen Exporte 
nach China weiter gestiegen, so dass der Wert inzwischen etwas höher als 2,3 Prozent liegen 
dürfte, ohne ihn wegen Datenmängeln genau bestimmen zu können. Der Anteil im Jahr 2015 ist 
zwar im europäischen Vergleich und in Relation zu den USA recht hoch, liegt aber unterhalb der 
Werte für Japan und vor allem für Südkorea, wo eine Quote von 7,5 Prozent ausgewiesen wird. 
Zudem ist zu berücksichtigen: Rund 97 Prozent der deutschen Wertschöpfung und Arbeitsplätze 
entfallen auf andere Quellen als den Export nach China. Diese Fakten bedeuten sicherlich nicht, 
dass die chinesische Entwicklung als irrelevant angesehen werden kann, doch die Zahlen relati-
vieren überzogene Sorgen vor einer zu großen Abhängigkeit. Während der Corona-Krise spielt 
China als sich schneller erholender Absatzmarkt aktuell allerdings eine besondere Rolle.  
 
Die EU verhandelt zwar kein Freihandelsabkommen mit China, aber seit Anfang 2014 ein bilate-
rales Investitionsabkommen (CAI – EU-China Comprehensive Agreement on Investment). Beim 
CAI geht es darum, die Rechte europäischer Firmen zu verbessern, die in China investieren und 
sich an Unternehmen beteiligen wollen. Die Themen reichen aber auch in den Handelsbereich 
hinein und reflektieren Grundprobleme der wirtschaftlichen Beziehungen zu China.  
 
Obwohl China ökonomisch sehr erfolgreich ist und enorme Handelsbilanzüberschüsse auch ge-
genüber den USA aufweist, bleibt das Land wesentlich verschlossener als der europäische 
Markt. Das gilt zwar nicht so sehr für die Zollhürden, die China im Zuge seines Beitritts zur Welt-
handelsorganisation (WTO) Ende 2001 deutlich gesenkt hatte. Auf Industriegütereinfuhren wur-
den im Jahr 2019 durchschnittlich 6,5 Prozent Zoll fällig (in der EU 4,2 Prozent). Aber im öffent-
lichen Beschaffungswesen und auch bei der Kapitalverkehrs- und Investitionsfreiheit ist die EU 
sehr viel offener als China. Dort werden europäische Firmen gegenüber chinesischen Unterneh-
men vielfach benachteiligt. Zudem können sich europäische Investoren nur unter eingeschränk-
ten Bedingungen an chinesischen Firmen beteiligen oder Produktionsstätten errichten. In zahl-
reichen Branchen müssen sie im Rahmen einer Minderheitsbeteiligung Joint Ventures mit chi-
nesischen Unternehmen eingehen, um in China produzieren und den chinesischen Markt bedie-
nen zu können. Dabei besteht die Gefahr eines forcierten Technologietransfers, weil der chine-
sische Partner Zugang zu ansonsten geheimen firmeninternen Informationen bekommt 
(Matthes, 2020a). Ein unerlaubter Technologietransfer findet in China auch durch die Praxis des 
Kopierens innovativer westlicher Produkte statt und in den Industriestaaten durch Industriespi-
onage und die Übernahme innovativer westlicher Firmen (Matthes, 2020b). 
 

2 Drohende Wohlfahrtsverluste im Handel mit China? 

Ein noch größeres Problem sind die Wettbewerbsverzerrungen des chinesischen Staatskapita-
lismus, die durch die sehr aktive Industriepolitik entstehen und die auch zu den enormen Über-
schüssen beitragen. Das Subventions- und Fördersystem ist höchst komplex und intransparent 
(Think!Desk, 2015; European Commission, 2017, für die weiteren Ausführungen siehe Matthes, 
2020a; 2020c). Es umfasst die intensive Nutzung von Staatsunternehmen, vielfältige 
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Finanzhilfen auch für private Firmen von strategischer Relevanz, die Subventionierung von Pro-
duktionsfaktoren (wie etwa verbilligte Firmengrundstücke) und vorgelagerter Inputs wie Ener-
gie, Rohstoffe und Metalle, großzügige Exportkredite, vielfältige Steuervorteile sowie niedrige 
Sozial-, Arbeits- und Umweltstandards. Die zentral gesteuerte Industriepolitik führt immer wie-
der zu erheblichen Überkapazitäten (etwa im Stahlsektor oder bei Solarpanels), mit denen sub-
ventionierte chinesische Unternehmen auf den Weltmarkt drängen, die Preise drücken und ef-
fiziente europäische Unternehmen zu verdrängen drohen. Diese negativen Spillovers auf den 
Weltmarkt sind deshalb problematisch, weil die chinesische Wirtschaft so enorm groß ist und 
weiter wächst, zugleich aber die staatlichen Interventionen und die Relevanz der Staatsunter-
nehmen in China nicht geringer werden, sondern zunehmen. 
 
Zudem holt China gerade auch aufgrund des forcierten Technologietransfers technologisch ra-
pide auf. Mit der – durch massive Staatshilfen unterstützten – „Made in China 2025“-Strategie 
will China in naher Zukunft in Sektoren aufschließen, in denen viele europäische Unternehmen 
ihre Spezialisierungsvorteile haben. Es ist nicht auszuschließen, dass die Kombination all dieser 
Entwicklungen den Wohlstand in Europa mittelfristig gefährden könnte. So lässt sich unter ge-
wissen Annahmen in einschlägigen theoretischen Außenhandelsmodellen zeigen, dass ein 
schnelles technologisches Aufholen Chinas zu gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverlusten in 
fortgeschrittenen Industrieländern führen kann (Samuelson, 2004; Matthes, 2007). Besonders 
wegen der geschilderten Wettbewerbsverzerrungen erscheint es nicht unplausibel, dass die 
Aussagen dieser Modelle trotz der vereinfachten Annahmen auf die Realität übertragbar sein 
könnten (Matthes, 2020d). 
 
Tatsächlich sind chinesische Unternehmen zu ernsten Wettbewerbern geworden (z. B. GTAI, 
2018). Dabei stellt sich die Frage, wie sehr die Erfolge chinesischer Konkurrenten auf Wettbe-
werbsverzerrungen beruhen. Wenn der zunehmende Konkurrenzdruck aus China auf fairen 
Wettbewerbsbedingungen beruhen würde, wäre es allein Aufgabe der europäischen Unterneh-
men und der Wirtschaftspolitik, sich mit Innovationen, Bildung und angebotsorientierten Refor-
men dafür zu rüsten. In der Tat investiert China selbst viel in Bildung und Forschung und kann 
teilweise auf natürliche Kosten- und Größenvorteile bauen. Doch die umfassenden Subventio-
nen und die mangelnde Reziprozität (Gleichbehandlung) bei den Investitionsregeln verzerren 
den Wettbewerb erheblich. Daher stellt sich die Frage, wo die entscheidenden Ansatzpunkte 
für die EU und damit auch für die deutsche Ratspräsidentschaft sind, um diese Probleme anzu-
gehen. 
 

3 Multilaterale und bilaterale Ansatzpunkte 

Das Ziel der EU und Deutschlands muss es sein, die Bereitschaft Pekings zu einer kooperativen 
Partnerschaft und damit zu einem Abbau der Wettbewerbsverzerrungen zu stärken. Der Königs-
weg dazu verläuft über multilaterale Verhandlungen in der WTO (Matthes, 2020a). Tatsächlich 
hat die EU gemeinsam mit den USA und Japan im Rahmen einer Trilateralen Initiative weitrei-
chende Vorschläge für Reformen der WTO-Regeln zu Industriesubventionen gemacht. Hier 
sollte die EU noch stärker versuchen, Koalitionspartner zu finden. Doch die nötige Zustimmung 
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Chinas zu konstruktiven Verhandlungen über die Einhegung von Industrie-subventionen zeich-
net sich nicht ab, sodass sich dieser Pfad angesichts des Konsensprinzips in der WTO bislang als 
schwer gangbar erweist. 
 
Daher spielen die bilateralen Verhandlungen der EU im Rahmen des CAI auch eine wichtige 
Rolle. Es geht dabei vor allem um die Verbesserung der Übernahmemöglichkeiten und des 
Marktzugangs für europäische Unternehmen in China (Reziprozität) sowie um einen Abbau von 
Nachteilen gegenüber chinesischen und anderen ausländischen Firmen (Nicht-Diskriminierung) 
(European Commission, 2020b). Dabei spielen auch Wettbewerbsverzerrungen auf dem chine-
sischen Markt durch Subventionen an chinesische Firmen oder einseitig begünstigte chinesische 
Staatsunternehmen eine Rolle. Darüber hinaus geht es grundsätzlich darum, chinesische Vor-
schriften verlässlicher und transparenter zu machen, gerade auch mit Blick auf die Sicherung 
geistigen Eigentums europäischer Firmen in China. 
 
Die Verhandlungen erweisen sich allerdings als schwierig und ziehen sich inzwischen schon bald 
sieben Jahre hin. Im Frühjahr 2019 schien es zeitweise so, als ob entscheidende Fortschritte 
möglich wären. China hatte auf dem EU-China-Gipfel Kooperationsbereitschaft signalisiert und 
wollte sich offenbar unter dem Eindruck des sich verschärfenden Handelskonflikts mit den USA 
der EU stärker annähern. Doch im Jahresverlauf erwies sich die Hoffnung als weitgehend ver-
geblich, parallel zeichnete sich der Phase-1-Deal mit den USA ab. Auch ein neues Angebot, das 
China im Herbst 2019 vorlegte, blieb deutlich hinter den Anforderungen und Erwartungen der 
EU zurück. Für September 2020 war ein Gipfeltreffen zwischen den EU-27 und China in Leipzig 
geplant, bei dem zumindest eine Grundsatzeinigung vorliegen sollte. Doch auch aufgrund der 
Corona-Krise wurde es abgesagt. Ein virtueller Gipfel hat zwar gewisse Fortschritte gebracht, 
aber es bleibt fraglich, ob die Verhandlungen wie avisiert bis Ende 2020 abgeschlossen werden 
können. China scheint in wichtigen Bereichen auf gleich großen beidseitigen Zugeständnissen 
zu beharren, obwohl der EU-Markt bereits viel offener ist.  
 
Da die deutsche Ratspräsidentschaft das Thema China weit oben auf ihrer Agenda hat, ist die 
Positionierung mit Blick auf das CAI von besonderer Relevanz. Folgende Empfehlungen sind zu 
berücksichtigen (Matthes, 2020a): 
 

◼ Inhalt muss Vorrang vor Geschwindigkeit haben. 

◼ Das Abkommen muss aufgrund der unterschiedlich offenen Märkte deutlich höhere Zuge-
ständnisse Chinas vorsehen. Das Zugeständnis der EU liegt in erster Linie darin, dass die be-
stehende Offenheit in relevanten Feldern vertraglich bindend festgeschrieben wird. 

◼ Für den Fall, dass sich China in der Praxis nicht an ein mögliches Abkommen hält, sind Vor-
kehrungen zur Rücknahme von EU-Zugeständnissen erforderlich. Dies ist insofern relevant, 
als die EU ihren Handlungsspielraum gegenüber dem CAI stark einschränken wird, wenn sie 
ihre bestehende Offenheit bindet. 

◼ Die EU sollte keine Fristen setzen – wie sie es vor dem Leipziger Gipfel getan hat, da dies ihre 
Verhandlungsposition schwächen würde. 
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4 Unilaterale Handlungsmöglichkeiten 

Angesichts der enttäuschenden Entwicklungen bei den multi- und bilateralen Verhandlungen 
mit China wird deutlich, dass Peking sich ohne mehr Verhandlungsdruck beim Thema Wettbe-
werbsverzerrungen nicht bewegen wird. Daher sollte die EU auch unilateral vorgehen – wie die 
USA, aber mit anderen Methoden (Matthes, 2020e, auch für die weiteren Ausführungen in die-
sem Abschnitt). Zum einen, um für den Fall zunehmender Spillovers rechtzeitig handlungsfähig 
zu sein und dazu bereits jetzt stärkere Schutzinstrumente zu entwickeln. Und zum anderen, um 
auf diese Weise den Verhandlungsdruck auf China zu erhöhen, in der Hoffnung, damit doch noch 
bei den Verhandlungen in Brüssel oder Genf zu einem Durchbruch zu kommen.  
 
Das Framing eines robusteren Auftretens ist entscheidend: Parallel zu Verhandlungen soll China 
zu mehr Kooperation gebracht werden. Und wenn das nicht ausreichend gelingt, geht es nicht 
um Protektionismus, sondern um die Schaffung fairer Wettbewerbsbedingungen!  
 
Die EU hat verschiedene Möglichkeiten, robuster gegenüber China aufzutreten. Dazu gehören 
mehr WTO-Klagen gegen chinesische Subventionen und Marktverzerrungen, eine stärkere Nut-
zung der verfügbaren Handelsschutzinstrumente und die offen kommunizierte Arbeit an der Er-
weiterung des Schutzinstrumentenkastens (siehe dazu auch Bertelsmann Stiftung et al., 2019). 
 
Mit Blick auf die im Rahmen der WTO-Regeln verfügbaren Handelsschutzinstrumente nutzt die 
EU Antidumping und vor allem Antisubventionsmaßnahmen mit abnehmender Tendenz sowie 
deutlich weniger häufig und mit niedrigeren Zöllen als die USA (European Parliament, 2019a; 
Matthes, 2020a). Das liegt teilweise daran, dass sie den rechtlich möglichen Handlungsspiel-
raum nicht voll ausnutzt. Hier besteht also noch Spielraum etwa durch vereinfachte Verfahrens-
vorschriften, noch mehr Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bei der 
Verfahrensdurchführung, Schulungen, Selbst-Initiierungen durch die Kommission, eine weitere 
Lockerung der sogenannten Regel des niedrigeren Zolls sowie durch eine stärkere Marktbe-
obachtung. Mit diesen Maßnahmen gilt es zu verhindern, dass europäische Unternehmen durch 
chinesische Wettbewerbsverzerrungen schon stark geschwächt werden, bevor Handelsschutz-
instrumente greifen, wie es bei den Solarpanels der Fall war. 
 
Mit einer Erweiterung der handels- und investitionspolitischen Toolbox sollte die EU nicht nur 
neue Schutzmöglichkeiten entwickeln, sondern zugleich auch den Verhandlungsdruck auf China 
erhöhen. Wichtige Ansatzpunkte hierbei sind:  
 

◼ Das International Procurement Instrument (IPI), mit dem das öffentliche Auftragswesen der 
EU für geschlossene Drittstaaten wie China schwerer zugänglich gemacht werden kann, 
sollte von den Mitgliedstaaten zügig beschlossen werden (mit einigen kleineren Änderungen 
zur Verschärfung der möglichen Sanktionen und zur Verminderung bürokratischen Auf-
wands). Es geht darum, Verhandlungsmasse aufzubauen, um China zu einer stärkeren und 
ausreichenden Öffnung seines Beschaffungsmarktes zu bringen. In dieser Frage verspricht 
China schon seit vielen Jahren entscheidende Fortschritte, ohne den Worten hinreichende 
Taten folgen zu lassen. Deutschland wie auch andere Mitgliedstaaten haben hier lange Zeit 
auf die Bremse getreten. Wenn sich beim CAI weiter keine hinreichenden Fortschritte 
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abzeichnen, sollte die Bundesregierung die IPI-Initiative auch unterstützen und während der 
deutschen Ratspräsidentschaft dazu beitragen, dass der Kommissionsvorschlag (European 
Commission, 2016) mit kleineren Änderungen vom Rat bald verabschiedet wird. 

◼ Ein wettbewerbspolitisch verankertes „level playing field instrument“ ist nötig, um auf 
dem Binnenmarkt Wettbewerbsverzerrungen durch hier operierende chinesische Unterneh-
men einhegen zu können, falls diese mit künstlich niedrigen Preisen effiziente europäische 
Unternehmen aus dem Markt zu drängen drohen. Hier klafft eine Lücke im europäischen 
Regelwerk, vor allem weil das europäische Beihilferecht nicht auf Firmen aus Drittstaaten 
anwendbar ist. Auch die Monopolkommission (2020) hat dies kürzlich herausgestellt und 
Handlungsbedarf aufgezeigt. Das Weißbuch der Kommission zum Umgang mit ausländi-
schen Subventionen (European Commission, 2020c) weist in die richtige Richtung – und 
sollte von der deutschen Ratspräsidentschaft mit Nachdruck unterstützt werden.  

◼ Eine verstärkte Kontrolle chinesischer Übernahmen von EU-Firmen ist sinnvoll, um einen 
Abfluss von sensiblem technologischem Know-how zu verhindern. Die neue EU-Verordnung 
zur Prüfung von Direktinvestitionen aus Drittstaaten (FDI-Screening) sieht zu Recht größere 
Möglichkeiten der Ausnahme vom Prinzip des freien Kapitalverkehrs für Drittländer vor. Die-
ses neue Instrument muss von den Mitgliedstaaten allerdings in einer verantwortungsvollen 
Weise umgesetzt werden, die übermäßige Bürokratie vermeidet und Rechtssicherheit ge-
währleistet (Matthes, 2020b).  

 

5 Probleme eines robusteren Vorgehens 

Ein robusteres Auftreten gegenüber China bedeutet nicht, dass die EU von ihrem Credo der Vor-
teilhaftigkeit offener Märkte grundsätzlich abweicht. Es wäre aber naiv, einen so großen Player 
wie China trotz der massiven und zunehmenden Spillovers der Wettbewerbsverzerrungen wei-
terhin tatenlos gewähren zu lassen. Anderenfalls besteht angesichts von drohenden Wohl-
fahrtsverlusten und absehbaren erheblichen Anpassungserfordernissen bis hinein in die mittle-
ren und höheren Qualifikationsbereiche die Gefahr, dass die öffentliche Unterstützung für Glo-
balisierung und offene Märkte in der EU weiter schwindet. 
 
Mehr Robustheit in dem hier geforderten Sinne bringt auch Nachteile für die EU mit sich 
(Matthes, 2020e, auch für Teile der folgenden Ausführungen): Zum Beispiel würden mehr Anti-
subventionsmaßnahmen und das IPI die Preise der betroffenen Güter für deren Verwender in 
der EU steigen lassen. Eine deutliche Verschärfung der Prüfmöglichkeiten bei Unternehmens-
übernahmen würde mehr Bürokratie schaffen, bei Untersagungen Eigentumsrechte einschrän-
ken und möglicherweise Investoren abschrecken. Zudem besteht sicherlich die Gefahr von Ver-
geltungsmaßnahmen und eines interessengetriebenen Missbrauchs neuer Schutzinstrumente, 
dem mit klugem Design der Instrumente entgegengewirkt werden muss. 
 



  

Handelspolitische Empfehlungen   
 

9 

6 Fazit und Leitlinien für die Politik 

In einer Welt mit andauernden Wettbewerbsverzerrungen durch China und mehr europäischen 
Schutzmaßnahmen wird die Politik vor schwierige Abwägungen gestellt und muss immer wieder 
fallweise entscheiden. Dafür sind folgende Leitlinien nützlich: 
 

◼ Herstellerinteressen sollten in bestimmten Fällen Vorrang haben. Es gibt Ungleichgewichte 
bei der Betroffenheit durch chinesische Wettbewerbsverzerrungen. Meist sind nur wenige 
und möglicherweise überwiegend kleine Produzenten betroffen, dafür aber möglicherweise 
existenzbedrohend. Dagegen würden Handelsschutzinstrumente die Kosten für eine große 
Anzahl von Verwendern der betroffenen Güter in Europa erhöhen, darunter auch große und 
politisch einflussreiche Unternehmen, deren Wettbewerbsfähigkeit durch die Zusatzkosten 
allerdings in der Regel nur geringfügig sinken würde. Politische Entscheidungsträger könnten 
dazu neigen, sich auf die Interessen dieser großen und einflussreichen Mehrheit zu konzen-
trieren. Dies wäre jedoch problematisch, wenn auf diese Weise eigentlich effiziente europä-
ische Produktion und Arbeitsplätze in Europa verloren gingen. Es kann kein Recht für die 
Verwender auf durch Subventionen künstlich und marktwidrig niedrige Preise geben. 

◼ Eine stärkere Langfrist-Orientierung ist erforderlich. In Europa dominiert tendenziell eine 
Kurzfrist-Orientierung. Dies gilt sowohl für die Politik aufgrund von Wahlzyklen und regel-
mäßigen Meinungsumfragen als auch für die Unternehmen im Hinblick auf die Notwendig-
keit, für den nächsten Quartalsbericht positive Nachrichten zu produzieren. Im Gegensatz 
dazu handelt die chinesische Regierung strategisch und langfristig, wie nicht nur die „Made 
in China 2025“-Strategie zeigt. Aufgrund der Kurzfrist-Orientierung in Europa kann die Zu-
kunftssicherung auf der Strecke bleiben, wenn die dafür erforderlichen Maßnahmen kurz-
fristig hohe Kosten verursachen. So kann etwa die Konzentration auf kurzfristige Gewinne in 
China die Unternehmen tendenziell dazu verleiten, wichtige Teile ihrer Technologie zu trans-
ferieren, obwohl dies aufgrund der zunehmenden chinesischen Konkurrenz längerfristig ne-
gative Auswirkungen auf das Unternehmen und die deutsche Wirtschaft haben könnte. 

◼ Standortinteressen sind zu priorisieren: Die Sicherung europäischer Produktion und Ar-
beitsplätze besonders von KMU sollte Vorrang gegenüber den Interessen europäischer Kon-
zerne mit Produktion in China haben. In der Regel stimmen die Interessen beider Seiten 
überein – aber nicht immer. Zum Beispiel wird bei den CAI-Verhandlungen der Marktzugang 
in China priorisiert zum Vorteil von Großkonzernen, die zunehmend in China produzieren, 
anstatt sich hauptsächlich auf chinesische Wettbewerbsverzerrungen zu konzentrieren, die 
zunehmend Arbeitsplätze besonders in KMU in Europa zu gefährden drohen. Wenn China 
zudem zunehmend auch europäische Unternehmen subventionieren sollte, die von China 
nach Europa re-exportieren, könnte sogar ein direkter Interessenkonflikt entstehen. 

Für eine robustere Positionierung braucht es Einigkeit zwischen den Mitgliedstaaten. Dabei 
kommt Deutschland neben Frankreich eine zentrale Rolle zu. Die Bundesregierung und vor al-
lem die Bundeskanzlerin positionieren sich bislang noch deutlich kooperativer gegenüber China 
als andere europäische Staaten und die USA. Dahinter dürfte auch die Sorge um eine vermeint-
lich relativ große ökonomische Verwundbarkeit gegenüber möglichen chinesischen Vergel-
tungsmaßnahmen stehen. Wie eingangs aufgezeigt, sollte die Abhängigkeit der deutschen 
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Wirtschaft von China aber nicht überschätzt werden, wenn die Corona-Krise wieder abebbt. 
Diese Einschätzung steht im Gegensatz zu der in der Tat großen Abhängigkeit einiger großer 
deutscher Unternehmen in China von 20 Prozent und mehr ihrer globalen Umsätze. Doch ist 
dabei zu berücksichtigen, dass der chinesische Markt in erheblichem Maß durch Produktion vor 
Ort bedient wird, in der Automobilindustrie ist dies ganz überwiegend der Fall. In Zukunft wird 
die Produktion vor Ort wahrscheinlich noch weiter zunehmen. Daher stellt sich auf längere Sicht 
die Frage, wie weit der Standort Deutschland noch vom Absatz deutscher Großunternehmen in 
China profitiert. 
 
Falls sich Deutschland und die EU wie die USA robuster gegenüber China positionieren, ist der-
zeit schwer absehbar, ob sie China überhaupt dazu bringen können, sich mit einer Einhegung 
der Wettbewerbsverzerrungen kooperativer zu verhalten, oder ob China die anderen Player 
letztlich dazu zwingt, ebenfalls unkooperativer zu agieren. Von der Antwort auf diese Frage 
dürfte die Zukunft des multilateralen Handelssystems abhängen. 
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